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1.  Einleitung 

1.1  Anlass: Von der BASS-Studie zur Motion Gutzwiller 

Eine nationalfondsfinanzierte Studie (die sog. BASS-Studie)1 hat aufgezeigt, 
dass hierzulande die Erbschaften im Jahr 1980 noch zu gut 2/3, im Jahr 2000 
dagegen nurmehr zu knapp 1/2 an Erben unter 55 Jahren übergegangen sind. 
Hält diese Entwicklung an, werden im Jahr 2020 (also bald einmal) noch 1/3 
der Erbschaften von Erben unter 55 Jahren erworben. Somit stehen offen-
sichtlich auch im statistischen und legislatorischen Regelfall der gesetzlichen 
Erbfolge Kinder immer häufiger fast an der Schwelle zum Pensionsalter, 
wenn sie ihren Vater und ihre Mutter beerben (Art. 457 ZGB). 

 
 
                                                           
 
1  Vgl. dazu und zum Folgenden STUTZ/BAUER/SCHMUGGE, S. 17, 175 ff., 241 (insbeson-

dere S. 178 f., Abb. 27). 
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Erbende Kinder sind also zunehmend alte Kinder. Deshalb wird mitunter 
angeregt, gleichsam die alten Kinder durch die jungen Enkel zu ersetzen.2 
Nachdem dieses Anliegen der Enkelbevorzugung z.B. schon 1979 von MI-

NELLI vorgetragen worden war,3 wurde es im Jahr 2007, im Anschluss an die 
BASS-Studie, auch im Rahmen zweier parlamentarischer Vorstösse von 
Ständerätin FETZ und Nationalrat (heute Ständerat) JANIAK präsentiert. 4 
Deren gleichlautende Postulate unter dem Titel «Anreize für eine Bevorzu-
gung von Enkeln im Erbfall» wurden zwar abgelehnt. Das Thema war damit 
aber nicht vom Tisch bzw. wurde nur kurze Zeit später erneut auf die rechts-
politische Traktandenliste gesetzt, im Rahmen einer Motion von Ständerat 
GUTZWILLER vom 17. Juni 2010 mit dem Titel «Für ein zeitgemässes Erb-
recht».5 In der Folge wurde der Bundesrat beauftragt das geltende Erbrecht 
zu flexibilisieren und den Realien von heute anzupassen.6  Der Motionär 
selber hatte das Ziel seines Vorstosses so umschrieben:7 «Das Erbrecht soll 
eine den heutigen Lebenswirklichkeiten angemessene liberale Pflichtteilsre-
gelung enthalten. Es soll unverheirateten Lebenspartnern oder -partnerinnen 
die Möglichkeit gegeben werden, ebenfalls ins Erbrecht einbezogen zu wer-
                                                           
 
2  Vgl. zum Folgenden auch bereits EITEL, Mélanges Tercier, S. 201. 
3  Vgl. den Kurzbeitrag (Leserbrief) von LUDWIG A. MINELLI, «Früher erben!», Weltwoche 

vom 9. Mai 1979. 
4  Vgl. dazu und zum Folgenden (Geschäftsnummer 07.3496) AB 2007, Ständerat, S. 806, 

bzw. (Geschäftsnummer 07.3410) AB 2007, Nationalrat, S. 1714. 
5  Vgl. dazu und zum Folgenden (Geschäftsnummer 10.3524) AB 2011, Nationalrat, S. 107 

ff.; AB 2011, Ständerat, S. 489. Der schliesslich von den Räten überwiesene Text lautet 
(wobei der Zusatz in Klammern betreffend Konkubinatspaare auf Veranlassung des Nati-
onalrats als Zweitrat eingefügt wurde): «Der Bundesrat wird beauftragt, das über hundert-
jährige, nicht mehr zeitgemässe Erb-/Pflichtteilsrecht flexibler auszugestalten und es den 
stark geänderten demografischen, familiären und gesellschaftlichen Lebensrealitäten an-
zupassen. Dabei soll das geltende Recht in seinem Kerngehalt bewahrt und die Familie als 
institutionelle Konstante auch weiterhin geschützt werden (keine erbrechtliche Gleichstel-
lung der Konkubinatspaare mit den Ehepaaren). Trotz Teilrevision soll es dem Erblassen-
den weiterhin freistehen, die Angehörigen im bisherigen Ausmass zu begünstigen.» 

6  Die mittlerweile vom Bundesamt für Justiz dazu eingeholten drei Expertenberichte waren 
im Zeitpunkt des Abschlusses des Manuskripts für den vorliegenden Beitrag noch nicht 
publiziert. 

7  AB 2010, Ständerat, S. 872 (Hervorhebungen hinzugefügt). Vgl. auch S. 871: «Im Rah-
men dieser Dynamik der Alterspyramide hat sich, glaube ich, auch die Bedeutung des Er-
bens wirklich verändert. Heute ereignen sich diese Erbfälle in späteren Lebensphasen, 
nämlich dann, wenn sich die Nachkommen der eigenen Pensionierung nähern, geerbtes 
Vermögen nicht mehr einfach als Starthilfe oder zu Ausbildungszwecken benötigen und 
Chancen der Existenzsicherung und finanziellen Unabhängigkeit längst wahrgenommen 
haben. Man kann also durchaus in vielen Fällen auf Unterhaltsersatz verzichten und bei-
spielsweise an die Enkelgeneration denken.» 
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den. Es soll die Verfügungsmöglichkeit des Erblassers etwas erweitert wer-
den. Das ist nicht nur sinnvoll bezüglich der Nachlassplanung, bezüglich des 
Generationensprunges, etwa zu den Enkeln, es ist auch sinnvoll bezüglich 
der Unternehmensnachfolgeregelung oder der Begünstigung von gemeinnüt-
zigen Institutionen.» 

1.2  Ausblick 

Zwar steht seit den parlamentarischen Beratungen anlässlich der Annahme 
der Motion GUTZWILLER die Frage nach der erbrechtlichen Rechtsstellung 
von Konkubinatspartnern im Brennpunkt.8 Da der Motionär aber die Enkel 
ebenfalls ins Blickfeld gerückt hat, rechtfertigt es sich nach wie vor, auch sie 
ins Auge zu fassen. 

Erbrechtliche Anwartschaften bzw. Ansprüche beruhen entweder auf gesetz-
licher Erbfolge (Intestaterbfolge) oder auf gewillkürter Erbfolge (wobei die 
Verfügungsfreiheit des Erblassers pflichtteilsrechtlichen Verfügungsbe-
schränkungen unterliegen kann; vgl. nur Art. 481 ZGB).9 Erben sind daher 
entweder gesetzliche oder eingesetzte Erben (und bestimmte gesetzliche 
Erben sind pflichtteilsgeschützt). Entsprechend wird im Folgenden zunächst 
untersucht, inwiefern das Intestaterbrecht zu Gunsten der Enkel umgestaltet 
werden könnte (2.). Hernach ist zu überlegen, wie sich die Verfügungsfrei-
heit des Erblassers bzw. das Pflichtteilsrecht allenfalls modifizieren liessen 
(3.). 

2.  Gesetzliche Erbfolge (Intestaterbrecht) 

2.1  Vorbemerkungen 

Im Rahmen des Intestaterbrechts muss die radikalste Umsetzung des Anlie-
gens der Enkelbevorzugung zu einer Totalabschaffung der gesetzlichen Er-
benstellung der Kinder führen, sodass die «nächsten Erben eines Erblassers» 
(Art. 457 Abs. 1 ZGB) nicht mehr seine Kinder sind (sofern sie nicht vorver-
storben sind; Art. 457 Abs. 3 ZGB), sondern seine Enkel. In diesem Sinne 
wird hier, im Anschluss an die Terminologie von GUTZWILLER,10 von einem 
                                                           
 
8  Vgl. die Modifikation der Motion GUTZWILLER durch den Nationalrat; vorn Fn. 5. 
9  Vgl. dazu und zum Folgenden TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 68 N. 2. 
10  Vgl. vorn bei Fn. 7. 
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«umfassenden Generationensprung» gesprochen. Seine Tragweite ist anhand 
einiger möglichst einfacher, konkreter Konstellationen zu veranschauli-
chen.11 

2.2  Umfassender Generationensprung 

Der Erblasser (X) hinterlässt zwei Kinder, einen Sohn (S) und eine Tochter 
(T); diese Kinder haben ihrerseits Kinder, S einen Sohn (S-Enkel), T eine 
Tochter (T-Enkelin). De lege lata erben S und T je 1/2, während S-Enkel 
und T-Enkelin nichts erben (Art. 457 ZGB). De lege ferenda verhielte es 
sich umgekehrt: S-Enkel und T-Enkelin würden je 1/2 erben, S und T nichts. 
Dies mag etwa dann einleuchten (bzw. in der Tat sogar erwünscht sein), 
wenn S und T je ungefähr 55 Jahre, S-Enkel und T-Enkelin je ungefähr 30 
Jahre alt sind. Zudem ist zu bedenken, dass S und T ihrerseits (einmal oder 
mehrmals) als Enkel erben konnten, indem sie ihre Grosseltern beerbt haben. 
Indessen ist es nicht ausgeschlossen, dass S und T nie einen Grosselternteil 
beerbt haben, etwa weil im Zeitpunkt ihrer Geburt bzw. Zeugung (Art. 542 
und 544 ZGB) bereits alle ihre Grosseltern verstorben waren (einmal abge-
sehen davon, dass S und T zur ersten Generation derjenigen Kinder gehören 
könnten, welche aus übergangsrechtlichen Gründen nicht mehr als Kinder 
ihrer noch lebenden Eltern und nurmehr als Enkel ihrer nicht mehr lebenden 
Grosseltern zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören, also zwar vererben, 
aber nicht erben könnten).  

Ferner und vor allem ist es keineswegs ausgeschlossen, dass alle vier Nach-
kommen von X entweder erheblich älter oder erheblich jünger als 30 Jahre 
sind. Dann aber wären bei konsequenter Enkelbevorzugung (und der dahin-
ter stehenden Anliegen) die Enkel im ersten Fall ebenfalls bereits «zu alt», 
und im zweiten Fall wären sie sicher «zu jung» (womöglich sogar auch die 
Kinder).12 

                                                           
 
11  Deshalb wird auf die Berücksichtigung von Konstellationen mit Ur-Enkeln usw. verzich-

tet (wenngleich der eine Verfasser in seiner Praxis unlängst immerhin sogar mit einer we-
niger als siebzig Jahre alten Ur-Ur-Grossmutter zu tun hatte). Ferner und vor allem wird 
aus diesem Grund auch nicht auf Konstellationen eingegangen, in denen der Erblasser 
ausser Nachkommen einen Ehegatten hinterlässt (vgl. Art. 457/462 Ziff. 1 ZGB) und die 
deshalb überdies vor dem Hintergrund des Ehegüterrechts gewürdigt werden müssten 
(vgl. TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 63 N. 1). 

12  Vgl. auch BREITSCHMID, successio 2009, S. 195, N. 27: «ob mit dem ‹Überholen› einer 
Generation nicht willkürlich Konsuminteressen der Enkelgeneration vor Vorsorgeinteres-
sen der Elterngeneration gestellt werden?» 
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Vielleicht hat aber T kein Kind. Diesfalls erben de lege lata nach wie vor S 
und T je 1/2 (Art. 457 ZGB), während de lege ferenda S-Enkel Alleinerbe 
wäre. T würde somit zwar erneut nichts erben. Davon würde nun aber nicht 
mehr ein eigenes Kind von T profitieren, sondern ausschliesslich das Kind 
von S, also der Neffe von T (zudem wäre erneut offen, ob T überhaupt je 
einen Vorfahren beerbt hat). Weiter ist zu berücksichtigen, dass kinderlose 
Kinder nicht zwingend kinderlos bleiben. Wird T nach dem Ableben von X 
doch noch Mutter von T-Enkelin, erbt diese nichts, da S-Enkel schon alles 
geerbt hat. Eine Enkelbevorzugung dieser Art wäre u.E. schwerlich hin-
nehmbar. Sinngemäss dasselbe würde ferner dann gelten, wenn S nach dem 
Ableben von X Vater eines weiteren Kindes werden sollte. Wollte man es 
nicht dabei bewenden lassen, so müsste eine mit derjenigen in Art. 480 Abs. 
1 ZGB vergleichbare Regelung vorgesehen werden, wonach bei der sog. 
Präventiventerbung13 die dem zahlungsunfähigen Nachkommen (also insbe-
sondere dem zahlungsunfähigen Kind) entzogene Hälfte seines Pflichtteils 
nicht nur seinen vorhandenen, sondern auch den später geborenen Kindern14 
(also insbesondere den Enkeln) zugewendet werden muss. Entsprechend 
wüsste S-Enkel nie, wann er wem wieviel wieder herausgeben müsste (wenn 
überhaupt).15 

Anders verhielte es sich zwar, wenn de lege ferenda kinderlose Kinder wei-
terhin zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören würden (und möglicher-
weise auch bereits als Enkel geerbt hätten). Da kinderlose Kinder aber 
durchaus auch kinderlos bleiben und daher keine Enkel hinterlassen könnten, 
müsste (bezogen auf das vorliegende Beispiel wie auch generell) erst noch 
überlegt werden, an wen de lege ferenda die Nachlässe von Erblassern fallen 
sollen, die gar keine Nachkommen haben. 

Bereits die vorstehenden Überlegungen zeigen u.E. auf, dass ein «Regime-
wechsel» hin zu einem umfassenden Generationensprung kaum befriedigend 
durchführbar ist (abgesehen davon, dass ein solcher je nachdem erhebliche 
Auswirkungen auf das Fortpflanzungsverhalten künftiger Kindergeneratio-
nen, aber auch auf ihr Erziehungsverhalten [«nach unten»] und auf ihr Be-
treuungsverhalten [«nach oben»] haben könnte). Insbesondere wären nicht 
«nur» Probleme übergangsrechtlicher und redaktioneller Natur zu lösen. 

                                                           
 
13  Vgl. TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 68 N. 68. 
14  Umstritten ist, ob deren Rechtsstellung derjenigen von Nacherben, von Destinatären einer 

Familienstiftung oder von Vermächtnisnehmern entspricht; vgl. BSK-BESSENICH, N. 3 zu 
Art. 480 ZGB. 

15  Vgl. auch hinten bei Fn. 61. 
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Denn das Anliegen der Enkelbevorzugung verliert namentlich auch dann 
erheblich an Stringenz, wenn bedacht wird, dass Erblasser (wenn sie über-
haupt je Nachkommen hatten) zwar in der Regel tatsächlich (verhältnismäs-
sig alte Kinder und) Enkel hinterlassen, diese aber mitunter mehr oder weni-
ger weit entfernt sind vom «Idealalter» zwischen vielleicht 25 und 35 Jahren. 
Vor diesem Hintergrund ist an Modifikationen des Intestaterbrechts zu den-
ken, die weniger radikal sind als ein umfassender Generationensprung. 

2.3  Eingeschränkter Generationensprung 

Kinder und Enkel des Erblassers erben bereits de lege lata gleichzeitig (ne-
beneinander), sofern es sich bei den Enkeln nicht um Kinder erbender Kin-
der handelt (Art. 457 ZGB). Dies entsprechend dem Häupterprinzip,16 das 
sich de lege ferenda relativieren liesse. 

Hinterlässt X wiederum S und T sowie S-Enkel und T-Enkelin, so läge bei 
einem eingeschränkten Generationensprung eine Regelung am nächsten, 
wonach die gesetzlichen Erbteile aller vier Nachkommen je 1/4 betragen 
würden. Hat T kein Kind, könnte entweder das Prinzip der Gleichheit nach 
Stämmen17 massgebend bleiben, sodass S und S-Enkel je 1/4 und T 1/2 er-
ben würden, oder es würde neu das Prinzip der Gleichheit nach Köpfen um-
fassender gelten, indem S, S-Enkel und T je 1/3 erben würden. Offensicht-
lich verwirklicht das «Köpfeprinzip» in dieser Konstellation das Anliegen 
der Enkelbevorzugung besser als das «Stammesprinzip». Dies gilt aber nur, 
solange erneut, d.h. wie schon beim umfassenden Generationensprung, aus-
ser Acht gelassen wird, dass T durchaus noch Mutter von T-Enkelin (und S 
ebenfalls noch Vater eines weiteren Kindes) werden könnte. Zudem dient 
auch das «Köpfeprinzip» dem Anliegen der Enkelbevorzugung desto weni-
ger, je grösser die Zahl der Kinder im Verhältnis zur Zahl der Enkel ist. Fer-
ner bleibt erneut unberücksichtigt, dass die Enkel zuweilen nicht gerade 
dann zwischen 25 und 35 Jahre alt sind, wenn die Grosseltern sterben.  

                                                           
 
16  Vgl. BREITSCHMID/EITEL/FANKHAUSER/GEISER/RUMO-JUNGO, Kap. 1, Rz. 32. 
17  Vgl. TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 62 N. 13 f. 
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Letztlich scheint ein eingeschränkter Generationensprung nur insofern wirk-
lich weiterzuhelfen, als er das Problem enkelloser Nachlässe dadurch zu 
entschärfen vermöchte, dass weiterhin auch Kinder dem Kreis der gesetzli-
chen Erben angehören würden. Dies aber dürfte nicht genügen, da es ja da-
rum geht, die Abwicklung der Nachlässe von Erblassern zu optimieren, die 
mindestens einen Enkel haben.18 

2.4  Fazit 

U.E. ist von einer Einführung eines (wie auch immer ausgestalteten) gesetz-
lichen Enkelerbrechts abzusehen 19  (sodass es sich erübrigt zusätzlich zu 
prüfen, ob bzw. inwieweit ein solches Enkelintestaterbrecht mit einer 
pflichtteilsrechtlichen Einschränkung der Verfügungsfreiheit des Erblassers 
zu «verstärken» wäre). Dem entspricht, dass in der Lehre, soweit ersichtlich, 
ausschliesslich empfohlen wird, dem Anliegen der Enkelbevorzugung im 
Rahmen der gewillkürten Erbfolge zum Durchbruch zu verhelfen.20 

2.5  Anhang: Verselbständigungsvoraus 

Im Kern geht es den Befürwortern einer Enkelbevorzugung offenbar darum, 
die Aussichten dieser Nachkommengruppe im Hinblick auf eine möglichst 
unabhängige, selbstbestimmte Lebensgestaltung unter Einbezug einer eige-
nen Familie zu verbessern. Dabei sollte der optimale Zeitpunkt für eine sol-
che Starthilfe in einem Zeitraum liegen, welcher einerseits mehr oder weni-
ger kurze Zeit nach dem Eintritt dieser Nachkommen in das Volljährigkeits-
alter beginnt und andererseits nicht allzu lange dauert. Dies vorausgesetzt, 
wäre es aber konsequenter, die Anspruchsvoraussetzungen schlicht altersab-
hängig auszugestalten, statt sie an die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Generation zu knüpfen. Mithin könnte dieser Altersgruppe de lege ferenda 

                                                           
 
18  Offen gelassen sei hier (vgl. auch hinten Fn. 44), ob es sinnvoll wäre, de lege ferenda bei 

der Intestaterbfolge (und beim Pflichtteilsrecht) anhand der Nachlassgrösse zu differen-
zieren (vgl. BREITSCHMID, successio 2009, S. 192 f.: Klein-Nachlässe, Gross-Nachlässe 
und Normal-Nachlässe), denn dieser Ansatz wäre nicht nur (und auch nicht in erster Li-
nie) im Zusammenhang mit einer Enkelbevorzugung bedeutsam (vgl. DERSELBE, a.a.O., S. 
197, Fn. 77), sondern von ganz grundsätzlicher Tragweite (vgl. DERSELBE, a.a.O., S. 192 
f., 198, 202). 

19  Vgl. bereits EITEL, Mélanges Tercier, S. 201 f. 
20  Vgl. BREITSCHMID, successio 2009, S. 195, 202; LEUPOLD, S. 65. 
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eine Art Verselbständigungsvoraus21 zugestanden werden, vergleichbar mit 
dem bereits de lege lata vorgesehenen Anspruch der noch in Ausbildung 
stehenden oder gebrechlichen Kinder auf Einräumung eines angemessenen 
Vorausbezugs (Art. 631 Abs. 2 ZGB).22 

Allerdings wäre die Formulierung der Anspruchsvoraussetzungen wohl wie-
derum kein leichtes Unterfangen, es müsste den Gerichten ein weiter Ermes-
sensspielraum eingeräumt werden. Gleichzeitig bliebe es dabei, dass einzel-
ne Nachkommen tendenziell zu Unrecht (d.h. je nachdem, wie stark das 
Bedürfnisprinzip strapaziert würde)23 nicht in den Genuss solcher Vorausbe-
züge kommen würden. Denn vielleicht tritt in der für sie «massgebenden» 
Lebensphase nie ein relevanter Erbfall ein (sondern nur, wenn sie entweder 
noch «zu jung» oder schon «zu alt» sind), oder sie sind gar nicht mehr an-
gewiesen auf derartige Vorausbezüge, obwohl sie noch verhältnismässig 
jung sind und nie eine vergleichbare Starthilfe erhalten haben (letztlich 
könnte also sogar eine Benachteiligung der Tüchtigsten drohen). Aus diesen 
Gründen ist u.E. auch auf die Einführung eines gesetzlichen Anspruchs von 
Nachkommen auf einen Verselbständigungsvoraus (o.dgl.) zu verzichten. 

Dieser Befund bedeutet nicht etwa, dass die hinter dem Postulat der Enkel-
bevorzugung stehenden Anliegen unbeachtlich wären. Er bedeutet vielmehr 
nur (aber eben immerhin), dass deren Umsetzung mittels Schaffung zusätzli-
cher erbrechtlicher Ansprüche mehr neue Probleme bringen als alte lösen 
dürfte. Mithin müssen die bestehenden Institute (zu denen auch die familien-
rechtlichen Unterhalts- und Unterstützungsanprüche zu zählen sind; vgl. die 
Art. 276 ff. bzw. 328 f. ZGB) ausreichen, trotz aller «Lückenhaftigkeit» aus 
der Sicht der «aufstrebenden» Enkelgeneration. Entsprechend liegt u.E. der 
Ball beim Erblasser. 

3.  Gewillkürte Erbfolge 

3.1  Uneingeschränkte Verfügungsfreiheit 

Zählt der Gesetzgeber ausschliesslich auf den Erblasser, so sind die Rah-
menbedingungen im Erbrecht dann optimal, wenn es gar keine gibt, mithin 

                                                           
 
21  Vgl. auch BREITSCHMID, successio 2009, S. 206: Gesetzliche Vorausvermächtnisse für 

überlebende Ehegatten und in Ausbildung befindliche Kinder. 
22  Vgl. dazu TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 84 N. 8. 
23  Vgl. EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 75 f. 
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wenn die Verfügungsfreiheit des Erblassers uneingeschränkt ist. STREBEL 
hat unlängst eine weitgehende Abschaffung des Nachkommenpflichtteils-
rechts vorgeschlagen, indem der Pflichtteilsanspruch der Nachkommen neu 
an die Anspruchsvoraussetzungen des Art. 277 ZGB gekoppelt wäre (wobei 
im Kontext von einer Unterstützungsberechtigung die Rede ist).24 Sodann 
hat er an seine Anregung unter anderem die Hoffnung geknüpft, dass eine 
solche Einschränkung des Nachkommenpflichtteilsrechts moralisch befrei-
end wirken könnte «und die Erblasser unter Auslassung der eigenen Kinder 
vermehrt die 30jährigen Enkel – die die Zuwendungen für die eigene Fami-
liengründung nutzen können – als Erben einsetzen.»25 

Die Frage, ob es ein wie auch immer geartetes Pflichtteilsrecht brauche oder 
nicht, gehört seit jeher zu den Grundfragen des Erbrechts.26 Wie sehr die 
Auffassungen auch heute noch auseinander gehen können, zeigt nur schon 
eine Gegenüberstellung der entsprechenden Gedankengänge in den (als sol-
che freilich nicht miteinander vergleichbaren) Publikationen von STREBEL 
und von MUSCHELER. Denn STREBEL will zwar (in einem tagesrechtspoli-
tisch ausgerichteten Aufsatz) das Nachkommenpflichtteilsrecht weitgehend 
abschaffen, aber das Ehegattenpflichtteilsrecht beibehalten (und dieses mit 
einem Lebenspartnerpflichtteilsrecht ergänzen). 27  Demgegenüber erachtet 
MUSCHELER (im Rahmen einer tiefgreifenden Analyse der Grundlagen des 
Erbrechts in seinem monumentalen Lehrbuch) ein Pflichtteilsrecht, wenn 
überhaupt, nur zu Gunsten von Nachkommen als gerechtfertigt, keinesfalls 
aber zu Gunsten von Ehegatten.28 

Der aktuelle Trend deutet in Richtung Relativierung des Pflichtteilsrechts. 
Darauf hat zuletzt namentlich SEROZAN hingewiesen. 29  Dennoch scheint 
aber hier und heute eine gänzliche Abschaffung des Pflichtteilsrechts wei-
terhin nicht mehrheitsfähig zu sein30 (auch in der Motion GUTZWILLER ist 
lediglich von einer Liberalisierung bzw. Flexibilisierung des Pflichtteils-
rechts die Rede)31. Anscheinend kommt es für die Diagnose, ob der Pflicht-
teil eher als Gift oder als Heilmittel wirkt, nach wie vor auf die verschriebe-
ne Dosis an. 
                                                           
 
24  Vgl. STREBEL, S. 1034 f., 1038. 
25  STREBEL, S. 1038. 
26  Vgl. EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 68 ff. 
27  Vgl. STREBEL, S. 1033 ff. 
28  Vgl. MUSCHELER, N. 490 ff., 500. 
29  Vgl. SEROZAN, passim. 
30  Vgl. BREITSCHMID, successio 2009, S. 184. 
31  Vgl. vorn Fn. 5. 
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3.2  Verfügbarer Teil 

Der Handlungsspielraum des Erblassers zur Vornahme von Enkelbegünsti-
gungen ist desto grösser, je grösser der verfügbare Teil ist. Hinterlässt der 
Erblasser ausschliesslich Nachkommen (Kinder, Enkel usw.) als gesetzliche 
Erben,32 so beträgt die Gesamtheit ihrer Pflichtteile de lege lata 3/4 des 
Nachlasses (Art. 457/471 Ziff. 1 ZGB).33 Der verfügbare Teil macht dem-
nach stets 1/4 aus, unabhängig von der Anzahl der pflichtteilsberechtigten 
Nachkommen. 

3.3  Exkurs: Lebzeitige Zuwendungen 

Der Erblasser hat zudem, ist der «richtige Zeitpunkt» dafür erst einmal ge-
kommen, durchaus auch die Möglichkeit, einem Enkel zwecks Förderung 
seiner Verselbständigung bereits unter Lebenden eine Zuwendung zu ma-
chen.34 Nach der Praxis des Bundesgerichts zu Art. 626 Abs. 2 ZGB unter-
liegen Zuwendungen an Nachkommen (ohne ausdrücklich anderslautende 
Anordnung des Erblassers) der Ausgleichung, wenn es sich dabei um Zu-
wendungen «von gewissem Ausstattungscharakter»35 handelt, welche «als 
gemeinsames Merkmal den Zweck der Existenzbegründung, -sicherung oder 
-verbesserung für den Empfänger» 36  haben. 37  Der Gesetzgeber von 
1907/1912 hat dabei an entsprechende Zuwendungen an erbende Nachkom-
men und damit in der Regel an Kinder gedacht (vgl. Art. 627 ZGB). Es 
bleibt jedoch dem Erblasser unbenommen, anstelle von Kindern Enkel aus-
zustatten (in der Regel werden diese Enkel nicht nur im Zuwendungszeit-
punkt, sondern auch noch im Zeitpunkt des Ablebens des Erblassers nicht 

                                                           
 
32  Hinterlässt er ausserdem einen Ehegatten, beträgt die Gesamtheit der Pflichtteile lediglich 

5/8 und der verfügbare Teil 3/8 (Art. 457/462 Ziff. 1/471 Ziff. 1 und 3 ZGB; vgl. TU-

OR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 68 N. 8 f., 36); auf diese Konstellationen kann 
weiterhin (vgl. vorn Fn. 11) nicht eingegangen werden. 

33  Vgl. TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 68 N. 8 f., 35. 
34  Vgl. WOLF, S. 314. 
35  BGE 77 II 36, 38. 
36  BGE 76 II 188, 196. 
37  Sog. gesetzliche Ausgleichung; nach der Praxis des Bundesgerichts und dem einen Teil 

der Lehre sind «Heiratsgut» und «Ausstattung» (i.e.S.) zusammen mit «Vermögensabtre-
tung, Schulderlass u.dgl.» als Grosszuwendungen unter den Oberbegriff der Ausstattung 
i.w.S. bzw. der Versorgungszuwendung zu subsumieren, während Grosszuwendungen mit 
Luxus- oder Vergnügungscharakter von Art. 626 Abs. 2 ZGB nicht erfasst werden; vgl. 
zum diesbezüglichen Meinungsstreit TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 84 N. 6. 
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zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören, sodass die ausgerichteten Zu-
wendungen der Ausgleichung nicht unterliegen). 

3.4  Erweiterung der Verfügungsfreiheit; insbesondere: 
Aufbesserung (mejora) 

3.4.1  Vorbemerkungen 

Rechtsvergleichend betrachtet ist die Verfügungsfreiheit des Erblassers im 
schweizerischen Erbrecht stark eingeschränkt.38 Das spricht de lege ferenda 
für eine Reduktion der Pflichtteilsquoten (insbesondere derjenigen der 
Nachkommen) zu Gunsten einer Erhöhung der verfügbaren Quote. Aller-
dings bleibt stets auch Folgendes zu bedenken. 

Der Erblasser, der einem Enkel etwas mehr gibt, als diesem bei gesetzlicher 
Erbfolge (allenfalls) zusteht, gibt immer mindestens einem nach Intestater-
brecht erbberechtigten Nachkommen etwas weniger. Inwieweit eine solche 
Zurücksetzung von den Betroffenen in der Regel «akzeptiert» wird, hängt 
von der konkreten Konstellation ab. So wird die Zurücksetzung meistens für 
denjenigen Nachkommen «für sich» hinnehmbar sein, welcher gleichzeitig 
Elternteil des begünstigten Enkels ist.39 Anders wird es sich demgegenüber 
aus der Sicht allfälliger Geschwister des begünstigten Enkels (unabhängig 
davon, ob der Elternteil vorverstorben sei oder nicht) und aus der Sicht der 
Angehörigen anderer Stämme verhalten (mit den anderen Kindern des Erb-
lassers als Häuptern). Deren Missbehagen ist wohl desto grösser, je grösser 
die relative Begünstigung einzelner Enkel erscheint, also je grösser die An-
zahl der Geschwister dieser Enkel und/oder der anderen Stämme ist. Sinn-
gemäss dasselbe gilt auch dann, wenn der Erblasser einen Enkel mittels einer 
lebzeitigen Zuwendung begünstigt und diese hernach nicht ausgeglichen 
werden muss. 

                                                           
 
38  Vgl. WOLF, S. 311 f.; SCIAVILLA, S. 11 (mit Hinweis auf Votum AEBI-MÜLLER). 
39  Entsprechend ist es dem Erblasser mitunter möglich, im Rahmen eines Erbverzichtsver-

trags mit einem Kind (abweichend von Art. 495 Abs. 3 ZGB) einem Enkel (bzw. den 
mehreren Kindern des Verzichtenden zusammen) sogar mehr als den ohne Erbverzicht 
verfügbaren Teil des Nachlasses zukommen zu lassen; vgl. nur BSK-STAEHELIN, N. 17 zu 
Art. 470 ZGB. 
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3.4.2  Art. 808 des spanischen Código Civil und Art. 421 des Zweiten 
Teilentwurfs von 1895 zum ZGB von 1907/1912 

Im spanischen Erbrecht stehen den Nachkommen des Erblassers 2/3 des 
Nachlasses zu (vgl. Art. 808 des Código civil).40 In Bezug auf den einen 
Drittel, die estricta, gilt das Gleichheitsprinzip (Abs. 1). Den anderen Drittel 
dagegen darf der Erblasser einzelnen Nachkommen als mejora (Aufbesse-
rung) zuwenden (Abs. 2). 

Sodann hatte schon EUGEN HUBER für das Erbrecht des ZGB von 1907/1912 
ursprünglich, in Art. 421 des Zweiten Teilentwurfs von 1895, eine Regelung 
vorgesehen, deren Stossrichtung derjenigen von Art. 808 Abs. 2 des Código 
civil entsprochen hätte:41 «Wer Nachkommen hinterlässt, ist befugt, letztwil-
lig über sein Vermögen nach freier Wahl bis zu einem Viertel und durch 
Zuwendungen an das Gemeinwesen oder an einzelne seiner Nachkommen 
im ganzen bis zur Hälfte zu verfügen.» Heute wird die Integration einer me-
jora ins schweizerische Pflichtteilsrecht erneut ernsthaft erwogen.42 

3.4.3  Würdigung 

In der Tat scheint sich die Idee, auf welcher die mejora beruht, als Aus-
gangspunkt für die Aushandlung eines neuen Kompromisses auf Gesetzes-
stufe im Spannungsfeld zwischen den Prinzipien der Familienerbfolge und 
der Verfügungsfreiheit (bzw. zwischen Familie und Eigentum)43 zu eignen. 
Dabei geht es naturgemäss vorab um die Festsetzung der Quote.44 Darüber 
hinaus wird jedoch auch zu überlegen sein, ob der Erblasser diese Quote 
lediglich zwecks (im Übrigen voraussetzungsloser) Begünstigung bestimm-
ter Nachkommen (Kinder und/oder Enkel) oder auch zwecks anderweitiger 
Begünstigungen verwenden dürfte. 45  Fest steht nämlich einzig, dass die 
Verwendungsmöglichkeit einer solchen Quote angesichts des Kerngehalts 
des Instituts nicht gänzlich uneingeschränkt sein darf, da nur so zwei verfüg-
bare Quoten nebeneinander bestehen können. Sollte nun aber nicht nur eine 

                                                           
 
40  Vgl. dazu und zum Folgenden MAEDER, S. 249; EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 84. 
41  Vgl. dazu und zum Folgenden EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 85. 
42  Vgl. zuerst BREITSCHMID, Erbrecht, S. 116 ff. (seither etwa DERSELBE, successio 2009, 

S. 188, 197); ferner BREITSCHMID/KÜNZLE, S. 8 (Votum KÜNZLE); WOLF, S. 313 f. 
43  Vgl. BREITSCHMID, successio 2009, S. 181; EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 68. 
44  Zudem wird erwogen, auch (vgl. vorn Fn. 18) bei der Grösse dieser Quote anhand der 

Nachlassgrösse zu differenzieren; vgl. BREITSCHMID, Erbrecht, S. 117, Fn. 20. 
45  Vgl. BREITSCHMID, Erbrecht, S. 117 f.; DERSELBE, successio 2009, S. 197, Fn. 77. 
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Enkelbegünstigung (oder nicht nur eine Nachkommenbegünstigung) infrage 
kommen, so sollte auch nicht mehr von einer Aufbesserung (o.dgl.) die Rede 
sein, denn diese Bezeichnung erinnert zu sehr an eine zusätzliche Begünsti-
gung ausschliesslich von bereits (mehr oder weniger weitgehend) geschütz-
ten, d.h. von pflichtteilsberechtigten Erben. Vielmehr müsste diesfalls «neut-
raler»46 von einem erweiterten verfügbaren Teil47 (o.dgl.) gesprochen wer-
den. 

U.E. sollte ein erweiterter verfügbarer Teil, anders als im geltenden spani-
schen Erbrecht, nicht nur und auch nicht in erster Linie für eine Zusatzbe-
günstigung von Enkeln (oder von Nachkommen schlechthin) geschaffen 
werden. Im Vordergrund stünde vielmehr die Möglichkeit einer Privilegie-
rung gemeinnütziger Zuwendungen.48 Mithin könnte auf diese Weise dem 
Allgemeininteresse vermehrt Genüge getan werden, was einer jeglichen 
Erbschaftssteuer allemal vorzuziehen wäre und, wie schon WALTHER 

MUNZINGER hervorgehoben hat,49 wohl auch von den pflichtteilsberechtig-
ten Nachkommen leichter hingenommen werden könnte. Denn diese dürften 
Nachlassregelungen, in denen der Erblasser gemeinnützigen Institutionen 
Zuwendungen macht, aber das althergebrachte erbrechtliche Gleichbehand-
lungsprinzip nicht antastet, eher akzeptieren können als eine Bevorzugung 
einzelner Nachkommen entgegen diesem Prinzip.  

Die Idee der «Verteilungsgerechtigkeit unter den Kindern» (KRUG) liegt 
denn auch keineswegs nur dem Intestaterbrecht zugrunde, sondern teilweise 
eben auch dem Pflichtteilsrecht.50 Ausserdem ist daran zu erinnern, dass das 
Pflichtteilsrecht de lege lata (nur, aber immerhin) im Rahmen der Berück-
sichtigung lebzeitiger Zuwendungen (jedenfalls) die pflichtteilsberechtigten 
Kinder gegenüber ihren Geschwistern umfassender schützt als gegenüber 
nichtverwandten Dritten. Denn der numerus clausus der nach Art. 475 i.V.m. 
Art. 527 ZGB 51  zum reinen Nachlass hinzuzurechnenden Zuwendungen 

                                                           
 
46  Vgl. auch den Hinweis von BREITSCHMID, Erbrecht, S. 116, Fn. 17, wonach «mejora» und 

«Aufbesserung» für die zurückgesetzten Pflichtteilserben euphemistische Begriffe seien. 
47  Vgl. auch BREITSCHMID, Erbrecht, S. 117, Fn. 20: «Verfügungsbefugnis innerhalb des 

Pflichtteils.» 
48  Vgl. dazu und zum Folgenden EITEL, FG Straumann, S. 762 f.; ebenfalls für eine Flexibi-

lisierung des Pflichtteilsrechts unter diesem Gesichtspunkt BREITSCHMID/KÜNZLE, S. 7 
(Votum KÜNZLE). 

49  Vgl. die Hinweise bei EITEL, FG Straumann, S. 750. 
50  Vgl. EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 72 ff. 
51  Auch unter Berücksichtigung der zahlreichen Kontroversen zur Auslegung dieser Be-

stimmung; vgl. TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 68 N. 21 ff. 
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bewirkt (zumindest), dass lebzeitige Zuwendungen des Erblassers an nicht-
verwandte Dritte, also insbesondere auch an gemeinnützige Institutionen, der 
Integration in die Pflichtteilsberechnungsmasse – und damit der Herabset-
zung wegen Pflichtteilsverletzung52 – eher entgehen als lebzeitige Zuwen-
dungen des Erblassers an Kinder. Vor diesem Hintergrund sollte daher in 
erster Linie dann an eine weitergehende Privilegierung von Nachkommen 
gedacht werden, wenn dabei gleichzeitig auch übergeordnete, gesamtgesell-
schaftliche Interessen auf dem Spiel stehen, etwa im Zusammenhang mit 
Unternehmensnachfolgeregelungen.53 Alledem entspricht, dass bereits EU-

GEN HUBER mit Art. 421 des Zweiten Teilentwurfs von 1895 sowohl Zu-
wendungen an das Gemeinwesen als auch die Erhaltung bäuerlicher Heim-
wesen, mithin damaliger KMU par excellence, vor Augen hatte. 

Die Motion GUTZWILLER verfolgt zwar durchaus vergleichbare Zielsetzun-
gen.54 Sie hebt aber, anders als hier, das Anliegen der Erweiterung der En-
kelbegünstigungsmöglichkeiten heraus oder stellt es zumindest auf die glei-
che Stufe wie die Anliegen der Erleichterung von Unternehmensnachfolge-
regelungen und der Begünstigung gemeinnütziger Institutionen. Es ist denn 
auch einzuräumen, dass die vorstehenden Hinweise zum Teil auf einem 
nicht mehr zeitgemässen Familienbild zu beruhen scheinen. Sie reiben sich 
zudem mit der Vorstellung, wonach der Erblasser nun einmal das Schicksal 
eines ihm allein gehörenden Vermögens regelt, und dies idealerweise erst 
noch nach bestem Wissen und Gewissen. Sie wenden sich daher nicht a pri-
ori gegen eine Erweiterung der Verfügungsfreiheit des Erblassers gerade mit 
dem Zweck einer zusätzlichen Erleichterung von Enkelbegünstigungen (oder 
von Nachkommenbegünstigungen schlechthin), erfolge diese nun umfassend 
oder lediglich im Rahmen einer mejora. Vielmehr wollen sie nur zum Aus-
druck bringen, dass nach Ansicht der Verfasser das Für und das Wider eines 
solchen Vorgehens de lege ferenda besonders gut zu überlegen sein wird. 
Denn immerhin ist auch zu bedenken, dass nicht jedes Vermögen, über wel-
ches der Erblasser (zu Lebzeiten und über sein Ableben hinaus) «souverän» 
verfügt, ausschliesslich von ihm erarbeitet worden ist und ausschliesslich 
dank ihm erhalten werden konnte. Diesem Ansatz55 trägt das Ehegüterrecht, 

                                                           
 
52  Vgl. BREITSCHMID/EITEL/FANKHAUSER/GEISER/RUMO-JUNGO, Kap. 1, Rz. 52 ff. 
53  Vgl. dazu und zum Folgenden EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 75 ff.; ferner auch 

BREITSCHMID, Erbrecht, S. 117; BREITSCHMID/KÜNZLE, S. 7 (Votum KÜNZLE). 
54  Vgl. vorn bei Fn. 7. 
55  Vgl. BREITSCHMID, successio 2009, S. 183, 186, 196 (Fn. 72), 202; BREIT-

SCHMID/KÜNZLE, S. 8 (Votum KÜNZLE); SCIAVILLA, S. 12 (mit Hinweis auf AEBI-
MÜLLER). 
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für seinen Regelungsgegenstand, im Errungenschaftsbeteiligungsrecht 56 
Rechnung, teilweise sogar mit sehr differenzierten Normen.57 Das Erbrecht 
tut für seinen Bereich letztlich dasselbe, wenn auch ganz und gar grob-
schlächtig, im Rahmen seiner Bestimmungen über die Verfügungsfreiheit 
bzw. über das Pflichtteilsrecht. Auch wer im Pflichtteilsrecht (zu Recht) 
längst kein (All-)Heilmittel mehr sieht, sollte diese (erwünschte) Nebenwir-
kung im Rahmen von Überlegungen de lege ferenda nicht gänzlich ausser 
Acht lassen. 

Diesen Befund bestätigen auch (freilich naturgemäss subjektive) Erfahrun-
gen in der Praxis. Tragen Erblasser sich mit dem Gedanken, bei der Zutei-
lung ihres Vermögens bzw. Nachlasses ihre Kinder bzw. deren Stämme un-
gleich zu behandeln, so hält eine (verhältnismässig) repräsentative Gruppe 
dieser Erblasser (und es ist nicht die «schlechteste») es in der Regel für be-
sonders geboten, ihre Absicht ihrem Berater gegenüber zu erklären bzw. zu 
rechtfertigen. Vor allem dann, wenn eine sachgerechte, transparente Kom-
munikation durch den Erblasser zu dessen Lebzeiten unterblieben ist (viel-
leicht weil er angesichts der sich stellenden Anforderungen durchaus vor-
schnell davor zurückgeschreckt ist), kann die Umsetzung dieser Absichten 
die Nachkommenschaft entzweien bzw., bildhaft ausgedrückt, in der nächs-
ten Blutsverwandtschaft zu bösem Blut führen. Daher kommt es sogar auch 
durchaus vor, dass Nachkommen (und es sind wiederum nicht die «schlech-
testen») aus (nahezu) freien Stücken und achtbaren Gründen bzw. womög-
lich (es sei gewagt, hier auch diese antiquierte Wendung noch zu gebrau-
chen) «nur» dem Familienfrieden zuliebe nicht auf der (integralen) Umset-
zung der von den Erblassern getroffenen Entscheidungen beharren. 

Offenbar ist also die Idee einer («wohlverstandenen» bzw. «wohl zu verste-
henden»)58 Gleichbehandlung der Kinder und ihrer Stämme, wie sie nach 
wie vor in den Art. 457 und Art. 626 f. ZGB (und «reduziert» in Art. 471 
Ziff. 1 ZGB) verankert ist,59 in den «Gefühlswelten» der Erblasser und ihrer 
Nachkommenschaft ebenfalls noch verwurzelt.60 Daher könnte eine Erweite-
                                                           
 
56  Vgl. zu diesem TUOR/SCHNYDER/SCHMID/RUMO-JUNGO, § 32. 
57  Weshalb die Vorzüge des Errungenschaftsbeteiligungsrechts gerade auch angesichts 

dieses Nachteils gewürdigt werden müssen; vgl. dazu AEBI-MÜLLER, passim. 
58  D.h. nicht, wie namentlich BREITSCHMID mit Recht hervorhebt (successio 2009), aus-

schliesslich «prozentual-quotal-buchhalterische Gleichbehandlung (Gleichmachung)» (S. 
192, N. 23), sondern «eine gewisse Grosszügigkeit statt Erbsenzählerei» (S. 200, N. 33). 

59  Vgl. EITEL, KMU und Pflichtteilsrecht, S. 73 ff. 
60  In der Praxis anzutreffen ist aber auch der «Typus», der Pflichtteilsrecht und Verfügungs-

freiheit je nachdem vorzieht, ob er sich in concreto (noch) in der Rolle des Erben oder 
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rung des verfügbaren Teils auch zu Gunsten (ausschliesslich) von Enkeln 
des Erblassers (und damit eine noch weitergehende Relativierung des 
pflichtteilsrechtlich lediglich teilweise geschützten Gleichbehandlungsprin-
zips) vielleicht auch nur (aber immerhin) so ausgestaltet werden, dass das 
Prinzip der Gleichbehandlung der Stämme (im Verhältnis des Stammes, dem 
der begünstigte Enkel angehört, zu den anderen Stämmen mit Kindern als 
Häuptern) und das Prinzip der Gleichbehandlung aller Enkel desselben 
Stammes (hier verstanden als Verhältnis des begünstigten Enkels zu seinen 
Geschwistern) nicht zusätzlich angetastet wird.61 

4.  Schluss62 

Die Motion GUTZWILLER hat die Diskussion über eine mehr oder weniger 
tiefgreifende Revision unseres Erbrechts angestossen. Diese Diskussion tritt 
allmählich in die entscheidende Phase. Dabei geht es auch um das Enkelerb-
recht. Allerdings sollte nach hier vertretener Auffassung von einer entspre-
chenden Anpassung des Intestaterbrechts abgesehen werden. 

Ohnehin steht die Ermöglichung einer (noch) weitergehenden 
Enkelbevorzugung nicht im Vordergrund. Ein solches Vorhaben könnte aber 
insbesondere mittels einer mit der spanischen mejora vergleichbaren 
Erweiterung des verfügbaren Teils umgesetzt werden. In diesem Rahmen 
liessen sich zudem auch andere Reformanliegen berücksichtigen. Sowohl 
rechtssetzungstechnisch wie rechtspolitisch interessant wird dabei die 
Antwort auf die (sich immer wieder stellende) Grundfrage sein, ob eine 
(Teil-)Revision (wenn es denn überhaupt zu einer solchen kommen sollte), 
anders als dies im geltenden Erbrecht der Fall ist, eher zu verhältnismässig 
differenzierten, damit aber auch zu komplizierteren (und wohl 

                                                                                                                                        
 

(bereits) in der Rolle des Erblassers sieht. Darin liegt ein Widerspruch; auch insofern 
zeigt sich aber immerhin, dass es auf die Dosis ankommt (vgl. vorn bei Fn. 31). 

61  Vgl. dazu den Hinweis von BREITSCHMID (Erbrecht, S. 118, mit Fn. 23), wonach eine 
direkte (Ur-)Enkelbegünstigung möglich wäre, ohne dass dazu die Voraussetzungen der 
Präventiventerbung gemäss Art. 480 ZGB vorliegen müssten; siehe aber auch (dazu vorn 
Fn. 14) die sich bei der Umsetzung stellenden, teilweise nicht mit dem Grundanliegen der 
Enkelbevorzugung zu vereinbarenden Probleme, wonach bei analoger Anwendung von 
Art. 480 Abs. 1 ZGB einzelne begünstigte Enkel mit Herausgabeansprüchen «nachgebo-
rener» Enkel zu rechnen hätten. 

62  Im vorliegenden Beitrag nicht mehr berücksichtigt werden konnte die Studie von DANIE-

LA KLÖTI, Das schweizerische Pflichtteilsrecht im Spannungsfeld sich wandelnder Nähe-
verhältnisse, Diss. Bern 2013, Bern 2014. 
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unvermeidlicherweise dennoch wieder zu teilweise «unvollständigen» 
und/oder «unbefriedigenden») Bestimmungen führen wird, oder ob auch das 
neue Erbrecht weiterhin weniger differenzierte, dafür verhältnismässig 
einfache Regelungen enthalten wird. Eine Konstante aber möge bestehen 
bleiben, wie dies seit mehr als hundert Jahren der Fall ist: Die (in jeder 
Hinsicht) lehrbuchmässige Begleitung des jeweils geltenden Erbrechts im 
«grünen Buch», dem «TUOR», mit welcher uns mittlerweile die Jubilarin 
ALEXANDRA RUMO-JUNGO vortrefflich bedient – und hoffentlich noch lange 
bedienen wird! 
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